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der Amtsschimmel? 
Ein kurzer Ritt durch Vergangenheit, Gegenwart 
und Zukunft öffentlicher Verwaltung 

Oliver Haas

Leitzordnerschrankwände. Formblätterberge. Funktionsmobiliarpralle Wartezimmer. Langwierigste Vorgangs- 
bearbeitungszeiten. Sachgebietsverantwortliche, deren Namen man nicht kennt. Der lähmende Geruch von Filter- 
kaffee. Und – überall die nominalstilistisch geprägte Sprache. Hier noch ein verwaltungssprachliches Zückerchen:  
Finanzmarktstabilisierungsfortentwicklungsgesetz. 
Wie kein anderer Organisationstyp lösen Verwaltungen bei vielen Menschen ähnliche, durchaus erfahrungsgeprägte  
Projektionen und Bilder aus. Nicht selten erleben wir uns gegenüber Verwaltungen als hilflos oder ohnmächtig.  
Verfügen sie doch über die Entscheidungsmacht in viele Dingen, die unser Leben betreffen – vom Führerschein bis  
zur Baugenehmigung. Ihre Sprache ist schwerfällig und formalistisch. Der direkte Kontakt meist beschwerlich  
und unpersönlich (oder wird so empfunden). Warum genau ist das so?
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Wohin trabt der Amtsschimmel? Reflexion

DDDer Adel ist tot, es lebe das Beamtentum
Verwaltungen sind eine funktionale Errungenschaft und Not-
wendigkeit des modernen Nationalstaates. Sie erfüllen öffent-
liche Aufgaben entweder selber (Polizei, Einwohnermeldeamt, 
Finanzamt) oder unterstützen andere staatliche Organisationen 
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben (Ministerialverwaltung, Ge-
richtsverwaltung). 

Damit lösten sie in Kontinentaleuropa im Grunde den Adel 
ab – zumindest bezogen auf die Konzentration von Macht und 
Ressourcen. Das Ergebnis: Es bildete sich ein neuer Berufsstand, 
die Beamten und Beamtinnen. Sie hatten Ressourcen im Namen 
des Staates nach Regeln und Gesetzen effektiv einzusetzen. 

Die Entwicklung eines Beamtenkörpers inkl. Organisations-
strukturen und Entscheidungsformen ist also nur in direktem 
Zusammenhang mit der Staatenbildung zu verstehen. Verwal-
tungsangehörige verfügen über «geliehene Macht» des Volkes, 
so dass sie sich nicht nur den verantwortungssichernden Insti-
tutionen, sondern auch dem Volk gegenüber für ihr Handeln 
zu rechtfertigen haben. Verwaltungen sind somit ein funda-
mentaler Bestandteil gelebter Demokratien, den sich manche 
korruptions- und willkürgeprägten Länder wünschen würden 
(McDonnel, 2020).

Der Politik- und Verwaltungswissenschaftler Wolfgang Sei-
bel (2016) beleuchtet, worum es im Kern geht, nämlich: um den 
«Vollzug von Gesetzen außerhalb der Justiz». Die öffentliche 
Verwaltung gliedert sich dabei in die Verwaltung im organisa-
torischen (Verwaltungsapparat), formellen (Rechtsverordnun-
gen) sowie im materiellen Sinn (materielle Wahrnehmung von 
Verwaltungsangelegenheiten). Und das Ziel öffentlicher Ver-
waltungen lautet: die Erfüllung öffentlicher Aufgaben, also die 
Vorbereitung, Umsetzung und Kontrolle politischer Entschei-
dungen sowie darauf basierender Aktionen. Verwaltungen ori-
entieren sich am klassischen Bürokratiemodell Max Webers 
(siehe die Rubrik Klassiker in dieser Ausgabe).

Ein ehrenwerter Versuch:  
Die BWLisierung der Verwaltung
Doch auch Verwaltungen müssen sich wandeln. So gab es im-
mer wieder Versuche sie zu dynamisieren, zum Beispiel per 
New Public Management (NPM) oder «Öffentlicher Reformver-
waltung», wie es in Deutschland heißt. Gemeint ist die Über-
nahme privatwirtschaftlicher Managementtechniken in der öf-
fentlichen Verwaltung. Wie das im Detail verstanden und um-
gesetzt wurde, variierte jedoch von Land zu Land. In Deutsch-
land beispielsweise fand eine bewusste Reduktion des Ansatzes 
auf betriebswirtschaftliche Ziele statt. Das bedeutete u. a. die Ein -
führung betriebswirtschaftlicher Effizienzkriterien (Stichwor-
te: flache Hierarchien, Kundenorientierung, Zielvereinbarun-
gen oder Lean Management).

Die Kritik an NPM lautete: Man gehe von einer zu großen 
Ähn lichkeit von Staat und Privatsektor aus. Der Staat sei vom 

Gewaltmonopol geprägt und sein staatliches Handeln am Ge-
meinwohl zu orientieren, wohingegen die Geschäftswelt vom 
Streben nach Gewinnmaximierung gekennzeichnet sei. Aus 
Sicht der Betriebswirtschaft wurde wiederum bemängelt, dass 
NPM überhaupt keine Effizienzverbesserungen erzeuge, da un-
ter anderem mit «Pseudo-Märkten» agiert werde; dass die Re-
formen teurer seien als die Einsparungen; und dass die geschaf-
fenen Strukturen den Aufgaben keiner betriebswirtschaft li-
chen Prüfung standhalten würden. NPM verlor dann auch zu-
nehmend an Attraktivität und Relevanz – spätestens mit der 
Verbrei tung des Public-Value-Managements (PVM), das den Fo-
kus auf die Erfassung des langfristigen gesellschaftlichen 
Mehrwertes legte.

Von Anderen lernen? Lieber nicht!
Während bei NPM die Gestaltung von Veränderung in den Hän-
den der Verwaltungen selber lag, sieht das im digitalen Wandel 
gänzlich anders aus. Deutschland hat in den letzten Jahren Mil-
liarden an Euro in die Entwicklung von E-Government inves-
tiert, befindet sich im europäischen Vergleich dennoch nur im 
letzten Drittel (Rupp, 2022). Gründe hierfür sind u. a. die steigen-
den Erwartungen von Bürgerinnen und Bürgern sowie der Wirt-

 
Auf dem Weg zu einer digitalen Informationsgesellschaft defi- 
nierte Estland ein paar starke (aber nicht starre) Prinzipien für die 
Digitalisierung. 

#1 Digital first: Die Nutzung der elektronischen Verwaltung hat  
absoluten Vorrang. 

# 2: One-Stop-Government: Der Zugang der Bürgerinnen und  
Bürger zu Verwaltungsleistungen erfolgt über das zentrale Staats-
portal. Dort können fast alle administrativen Vorgänge erledigt 
werden. Jede*r Bürger*in hat eine offizielle E-Mail-Adresse, über 
die er/sie mit der Verwaltung kommuniziert. 

# 3: Once-Only: Daten werden nur einmal staatlich abgefragt und 
gespeichert. Der entscheidende Wendepunkt für die Digitalisierung 
im öffentlichen Dienst war die Einführung der digitalen ID-Card in 
2001. Seitdem gibt es den Personalausweis oder Aufenthaltstitel 
mit persönlicher digitaler Identität. Neugeborene erhalten noch im 
Krankenhaus die elfstellige ID an einem Armband.

So geht digitale Verwaltung –  
Beispiel Estland

«Es gab immer wieder  
Versuche Verwaltungen zu  

dynamisieren.»
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schaft an eine moderne Verwaltung, die geringe digitale Grund-
kompetenz und die Beteiligung der Kommunen an der digita-
len Transformation. 

Dass es in Europa auch anders, vor allem konsequenter, 
geht, zeigt beispielsweise Estland. Der Baltenstaat gilt als Vor-
reiter im Bereich der digitalen Verwaltung (siehe Kasten). 
Ließe sich der estnische Weg der Digitalisierung vielleicht auf 
Deutschland übertragen? Leider nein. Denn anders als in Est-
land basiert Deutschland auf einem föderalistischen Ordnungs-
prinzip, bei dem die staatlichen Aufgaben zwischen Bund und 
Ländern aufgeteilt werden; und zwar so, dass beide politische 
Ebenen für bestimmte Aufgaben selbst zuständig sind. Außer-
dem macht es das «Volkszählungsurteil» zum Recht auf in-
formationelle Selbstbestimmung von 1983 (!) unmöglich, in 
Deutsch land eine elektronische ID zu entwickeln, die mit der 
estnischen ID-Karte vergleichbar wäre.

Warum so kalt? 
Verwaltungshandeln ist also immer auch ein Agieren unter  
Restriktionen. Niklas Luhmann bezeichnete diesen Umstand 
treff ich als «Grenzen der Verwaltung»: Systemerhalt bedeu-    
tet dabei immer ein Management der eigenen Grenzen und das 
Reagieren auf Umweltveränderungen. Im Falle der Verwaltung 
handelt es sich bei diesen Umwelten um: die Bürgerinnen und 
Bürger, das eigene Personal und selbstredend die Politik. Im 
Verwaltungsalltag geraten diese Umweltbeziehungen perma-
nent in Widersprüche und Konflikte. Das mag eine Erklärung 
dafür sein, dass Interaktionen mit Verwaltungspersonal oft als 
anonym, kalt, leidenschaftslos bis hin zu entmenschlicht er-
lebt werden.

Den unterkühlten Verhaltensstil in Verwaltungen bezeich-
net Luhmann einerseits als Zumutung für alle Beteiligten und 
als Verletzung unserer gewohnten Umgangsformen, anderer-
seits als eine Lösung, um unterschiedliche Ansprüche der Um-
welten austarieren zu können. 

So dient Emotionslosigkeit als ein Mittel, um Berechenbar-
keit herzustellen. Denn nur vor dem Hintergrund stabiler Er-
wartungen sind Verwaltungen in der Lage verbindliche Entschei-
dungen zu treffen. Genau diese erwartbare Stabilität und die 
damit verbundene Personenungebundenheit bei Entscheidun-
gen machen Verwaltungen nicht nur zu Pfeilern demokrati-
scher Gesellschaften, sondern auch so unvergleichbar kalt im 
menschlichen Umgang. 

Zukunftsfähige Verwaltung?
Was heißt das alles für die Zukunftsfähigkeit von Verwaltungen? 
Keine Frage, in den letzten Jahren haben öffentliche Institutio-

nen viele Veränderungen eingeleitet und damit einen für die-
sen Organisationstyp sicherlich angemessenen Weg der Opti-
mierung eingeschlagen. Doch reicht das? Gelingt so eine nöti-
ge Selbsterneuerung, die auch das Bild von Verwaltungen in 
der Öffentlichkeit verbessert?

Doreen Häsner, Leiterin der Internen Beratung des Landes 
Berlin an der Verwaltungsakademie Berlin, sieht mannigfaltige 
Herausforderungen, denen sich Verwaltungen gegenübersehen: 
«Die (Berliner) Verwaltung steht unter einem hohen Verände-
rungsdruck. Dieser leitet sich sowohl aus den Aspekten von Di-
gitalisierung, wachsendem Arbeitsaufkommen und dem Gene-
rationswechsel innerhalb der Verwaltung ab. Hinzu kommen 
die besondere Stellung als wachsende Metropolregion und die 
hohen Erwartungen sowie Anforderungen von Bevölkerung 
und regionaler Wirtschaft an leistungsfähiges Verwaltungs-
handeln. Dies bedeutet Veränderung für alle Beschäftigten von 
der zukunftsorientierten Arbeitsplatzgestaltung bis zur tief-
greifenden Analyse und Veränderung von Arbeitsprozessen.» 
So weit, so gut. Nur was heißt das jetzt?

Es braucht vitale Organisationen und Menschen, die sich die-
sen Herausforderungen mit Engagement und Herzblut stellen 
– zu Gehältern, die im direkten Vergleich mit der Wirtschaft 
deutlich reduzierter sind. Was genau treibt also Menschen an, 
sich in den Dienst von Verwaltungen zu stellen? Doreen Häsner 
skizziert hier eine interessante Kombination aus Gestaltungs-
willen und Stabilität. «Verwaltung muss man wollen», so Häsner. 

Mit Blick auf den Arbeitskontext in Verwaltungen sei hier 
die steile These gewagt, dass selbst Menschen, die mit starkem 
Gestaltungsdrang anheuern, durch den beispiellosen admini-
strativen Sozialisationsprozess von Verwaltungen schnell zu Or-
ganisationsbewohnenden werden, die in erster Linie auf den 
eigenen Zuständigkeitsbereich schauen. Auch hier gilt: Kon-
text ist König. Für Doreen Häsner ist dennoch klar, dass Füh-
rungskräfte die entscheidenden Faktoren für das Ankommen 
und den Verbleib von guten Nachwuchskräften und Querein-
steigern in Verwaltungen sind. «Ein gutes fachliches Onboar-
ding und das Vertrautmachen mit organisationskulturellen 
Spezifika ist das Eine. Die Begleitung, Ermutigung und Unter-
stützung, damit neue Fachkräfte sich wirksam einbringen kön-
nen, das Andere». 

Was bleibt? Deutschland ist weder Estland noch kann es ein 
Verwaltungssystem von Grund auf neu aufsetzen. Umso wich-
tiger erscheint es daher, das Bestehende schonungslos in den 
Blick zu nehmen, sich von lieb Gewonnenem, aber Überholtem 
zu trennen und Verwaltung als einen zentralen Bestandteil ge-
sellschaftlicher Veränderung wirksam werden zu lassen. Viel 
Zeit bleibt nicht mehr. In Zeiten, wo künstliche Intelligenz zu-
nehmend Routinetätigkeiten ersetzt, können sich Verwaltungen 
nicht mehr auf ihre selbstverordnete Beharrlichkeit zurückzie-
hen. Es wird sich daher zeigen, ob das derzeitige Traben nicht 
doch recht bald einem Galopp in die Zukunft weichen muss. 

«Verwaltungshandeln ist immer ein 
Agieren unter Restriktionen.»


